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Entwurf eines Gesetzes 

über die Rechtsstellung der als Soldaten im Verwaltungs- und 
Versorgungsdienst der Bundeswehr verwendeten Beamten der 

Bundeswehr 

(Bundeswehrbeamtengesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

(1) Der Beamte der Bundeswehr mit Ausnahme 
des Militärgeistlichen kann als Soldat im Verwal- 
tungs- und Versorgungsdienst der Bundeswehr ver- 
wendet werden, wenn die Bundesregierung fest- 
stellt, daß dies zu einer nach den Umständen ge- 
botenen Herstellung der Einsatzfähigkeit oder zur 
Sicherung der Operationsfreiheit der Streitkräfte 
nötig ist. Mit dem Zugang des Verwendungsbeschei- 
des hat er die Rechtsstellung eines Soldaten auf 
Zeit mit dem aus der Anlage ersichtlichen Dienst- 
grad. An die Stelle dieses Dienstgrades tritt für den 
Beamten, der als Soldat der Reserve einen höheren 
Dienstgrad erdient hat, der höhere Dienstgrad. 

(2) Wird ihm während der Verwendung im Ver- 
waltungs- und Versorgungsdienst der Bundeswehr 
ein Beförderungsamt übertragen oder erfüllt er 
während dieser Zeit eine der sonstigen in der An- 
lage bezeichneten Voraussetzungen für einen höhe- 
ren Dienstgrad, so erhält er den sich aus der Anlage 
ergebenden höheren Dienstgrad. 

§ 2 

(1) Der Beamte scheidet mit der Verwendung 
nach § 1 Abs. 1 aus seinem Amt aus. 

(2) Für die Dauer seiner Verwendung als Soldat 
im Verwaltungs- und Versorgungsdienst der Bun- 
deswehr ruhen, soweit in diesem Gesetz nichts an- 
deres bestimmt ist, die in seinem Beamtenverhältnis 
begründeten Rechte und Pflichten mit Ausnahme 
der Pflicht zur Amtsverschwiegenheit und des Ver- 
bots der Annahme von Belohnungen und Geschen- 
ken. 

(3) Bei Unfallverletzten Beamten bleibt der An- 
spruch auf Unfallfürsorge unberührt; § 7 Abs. 1 
Nr. 3 ist anzuwenden. 

§ 3 

(1) Auf den Soldaten im Verwaltungs- und Ver- 
sorgungsdienst der Bundeswehr finden die für den 
Soldaten auf Zeit geltenden Vorschriften Anwen- 
dung, soweit in diesem Gesetz nichts anderes be- 
stimmt ist. 


(2) Der Soldat im Verwaltungs- und Versor- 
gungsdienst der Bundeswehr erhält Dienstbezüge 
aus der Besoldungsgruppe seines Dienstgrades. Sein 
Besoldungsdienstalter richtet sich nach den für Be- 
amte geltenden Vorschriften. 

(3) Ein Beamter zur Anstellung der Besoldungs- 
gruppe A 13 der Bundesbesoldungsordnung erhält 
für die Dauer seiner Verwendung als Hauptmann 
im Verwaltungs- und Versorgungsdienst der Bun- 
deswehr Dienstbezüge (§ 2 des Bundesbesoldungs- 
gesetzes) aus seinem Be amten Verhältnis, Im übri- 
gen erhält er Bezüge nach den für die Soldaten auf 
Zeit geltenden Vorschriften, soweit sich aus diesem 
Gesetz nichts anderes ergibt. 

§ 4 

(1) Der Soldat im Verwaltungs- und Versor- 
gungsdienst der Bundeswehr trägt für die Recht- 
mäßigkeit seiner fachdienstlichen Handlungen auf 
dem Gebiete der Verwaltung und Versorgung die 
volle persönliche Verantwortung. 

(2) Die Vorgesetzten können ihm in fachdienst- 
lichen Angelegenheiten auf dem Gebiete der Ver- 
waltung und Versorgung nur Anordnungen ertei- 
len; diese sind nach Maßgabe des Absatzes 3 zu 
befolgen. 

(3) Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit fach- 
dienstlicher Anordnungen hat er unverzüglich bei 
dem Vorgesetzten, der die Anordnung erteilt hat, 
geltend zu machen. Wird die Anordnung aufrecht- 
erhalten, so muß er sie ausführen und ist von der 
eigenen Verantwortung befreit; dies gilt nicht, 
wenn das ihm aufgetragene Verhalten strafbar und 
die Strafbarkeit für ihn erkennbar ist oder das ihm 
aufgetragene Verhalten die Würde des Menschen 
verletzt. 

§ 5 

(1) Dienstvergehen, die ein Soldat im Verwal- 
tungs- und Versorgungsdienst der Bundeswehr be- 
geht, werden nach den für Soldaten auf Zeit gel- 
tenden Vorschriften verfolgt. 

(2) Nach Beendigung des Dienstverhältnisses ei- 
nes Soldaten auf Zeit finden auf die in Absatz 1 
genannten Dienstvergehen die Vorschriften der 
Bundesdisziplinarordnung Anwendung, Eine bereits 
nach der Wehrdisziplinarordnung vollstreckte Diszi- 
plinarstrafe ist in dem Verfahren nach der Bundes- 
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disziplinarordnung zu berücksichtigen, soweit es 
Sinn und Zweck der in diesem Verfahren zu tref- 
fenden Maßnahmen gestatten. Die Vorschrift des 
§13 Abs. 3 der Bundesdisziplinarordnung gilt auch 
in bezug auf die tatsächlichen Feststellungen des 
Urteils eines Wehrdienstgerichtes. Als Verfahren 
im Sinne des § 14 Satz 3 der Bundesdisziplinarord- 
nung gilt die Untersuchung nach der Wehrdiszipli- 
narordnung. 

(3) Der Bundesminister der Verteidigung ist Ein- 
leitungsbehörde im Sinne des § 29 der Bundesdis- 
ziplinarordnung. 

§ 6 

(1) Das nach § 1 begründete Dienstverhältnis 
endet 

1. mit der Beendigung der Verwendung als 
Soldat im Verwaltungs- und Versorgungs- 
dienst der Bundeswehr, 

2. mit der Beendigung des Beamtenverhält- 
nisses, 

3. mit dem Verlust der Rechtsstellung eines 
Soldaten auf Zeit entsprechend § 48 des 
Soldatengesetzes, 

4. mit der Entfernung aus dem Dienstver- 
hältnis eines Soldaten auf Zeit auf Grund 
eines disziplinargerichtlichen Urteils. 

(2) Die Verwendung eines Soldaten im Verwal- 
tungs- und Versorgungsdienst der Bundeswehr ist 
zu beenden, wenn er dienstunfähig nach § 55 Abs. 2 
des Soldatengesetzes ist. 

(3) Die Verwendung eines Soldaten im Verwal- 
tungs- und Versorgungsdienst der Bundeswehr kann 
beendet werden, wenn ein dienstliches Bedürfnis 
besteht. 

§ 7 

(1) Für die Versorgung gilt das Bundesbeamten- 
gesetz mit folgenden Maßgaben; 

1. Der Dienst als Soldat im Verwaltungs- 
und Versorgungsdienst der Bundeswehr 
gilt als Beamtendienst. 

2. Dienstbezüge der Soldaten im Verwal- 
tungs- und Versorgungsdienst der Bun- 
deswehr gelten als Dienstbezüge des Am- 
tes im Sinne des § 109 des Bundes- 
beamtengesetzes. 

3. An die Stelle des Anspruchs auf Heilver- 
fahren nach § 134 Abs. 2 Nr. 2 des Bun- 
desbeamtengesetzes tritt der Anspruch 
auf freie Heilfürsorge nach § 30 des 
Soldatengesetzes in Verbindung mit § 36 
Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes. 

4. § 119 des Bundesbeamtengesetzes gilt 
nicht. 

5. Bei Eintritt des Versorgungsfalles wäh- 
rend des Dienstverhältnisses als Soldat 
im Verwaltungs- und Versorgungdienst 
der Bundeswehr ist der Beamte so zu be- 


handeln, wie wenn ihm in diesem Zeit- 
punkt ein dem Amte entsprechendes Amt 
wieder übertragen gewesen wäre, aus 
dem er nach § 2 Abs. 1 ausgeschieden 
oder das ihm nach § 1 Abs. 2 Satz 1 
übertragen worden ist. 

(2) ' Das Soldatenversorgungsgesetz ist mit Aus- 
nahme des § 63 nicht anzuwenden. 

§ 8 

Mit dem Ende des Dienstverhältnisses als Soldat 
auf Zeit ist, soweit nicht das Beamtenverhältnis 
endet, dem Beamten ein Amt zu übertragen, das 
seiner Rechtsstellung im Beamtenverhältnis ent- 
spricht und mit mindestens demselben Endgrund- 
gehalt verbunden ist Ruhegehaltfähige und un- 
widerrufliche Stellenzulagen gelten als Bestandteil 
des Grundgehalts. § 10 Abs. 1 des Bundesbesol- 
dungsgesetzes vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 

S. 993) findet keine Anwendung. 

§ 9 

(1) Der Beamte der Bundeswehr mit Ausnahme 
des Militärgeistlichen kann im Hinblick auf eine 
Dienstleistung nach § 1 Abs. 1 Satz 1 bei Übungen 
als Soldat im Verwaltungs- und Versorgungsdienst 
der Bundeswehr verwendet werden. Mit dem Zu- 
gang des Verwendungsbescheides hat er die Rechts- 
stellung eines Soldaten auf Zeit mit dem aus der 
Anlage ersichtlichen Dienstgrad. An die Stelle 
dieses Dienstgrades tritt für den Beamten, der als 
Soldat der Reserve einen höheren Dienstgrad er- 
dient hat, der höhere Dienstgrad. Die für Soldaten 
auf Zeit geltenden Vorschriften finden auf ihn An- 
wendung, soweit nicht in Absatz 2 und 3 anderes 
bestimmt ist. 

(2) Für die Verfolgung der während der Übung 
begangenen Dienstvergehen im nichtförmlichen 
Verfahren gelten die Vorschriften der Wehrdiszi- 
plinarordnung vom 15. März 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 189). Nach Beendigung des Dienstverhältnisses 
eines Soldaten auf Zeit finden auf die während der 
Übung begangenen Dienstvergehen die Vorschriften 
der Bundesdisziplinarordnung Anwendung. Eine be- 
reits nach der Wehrdisziplinarordnung vollstreckte 
Disziplinarstrafe ist in dem Verfahren nach der 
Bundesdisziplinarordnung zu berücksichtigen, so- 
weit es Sinn und Zweck der in diesem Verfahren 
zu treffenden Maßnahmen gestatten. 

(3) Auf das nach Absatz 1 begründete Soldaten- 
verhältnis finden §§ 4, 6 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und 
Abs. 3 sowie § 7 Abs. 1 Nr. 1 und 3 sowie Abs. 2 
sinngemäße Anwendung. Der nach Absatz 1 ver- 
wendete Soldat auf Zeit erhält die Dienstbezüge 
(§ 2 des Bundesbesoldungsgesetzes) aus seinem Be- 
amtenverhältnis, im übrigen erhält er Bezüge nach 
den für die Soldaten auf Zeit geltenden Vorschrif- 
ten. 

§ 10 

Dieses Gesetz tritt mit dem in Kraft. 
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Anlage zu § 1 


Übersicht 

über die Dienstgrade, die den Beamten für die 
Dauer des Dienstverhältnisses eines Soldaten auf 
Zeit verliehen werden 


Amtsbezeichnung der Beamten 

Bes.Gr. 

Dienstgrad im Dienstverhältnis 
als Soldat auf Zeit 

Bes.Gr. 

a) Einfacher Dienst 

Amtsgehilfe 

A 1 

Grenadier, Flieger, Matrose 

A 1 

Oberamtsgehilfe 

A 2 

Gefreiter 

A 2 

Hauptamtsgehilfe 

A 3 

Obergefreiter 

A 3 

Amtsmeister 

A 4 

Hauptgefreiter 

A 4 

b) Mittlerer Dienst 

Regierungsassistenanwärter 


Grenadier, Flieger, Matrose 

A 1 

Regierungsassistentenanwärter nach 
sechsmonatiger Verwaltungstätigkeit 

— 

Gefreiter 

A 2 

Regierungsassistent, 

Technischer Regierungsassistent, 
Werkführer 

A 5 

Unteroffizier, Maat 

A 5 

Regierungssekretär, 

Technischer Regierungssekretär, 
Werkmeister 

A 6 

Feldwebel, Bootsmann 

A 6 

Regierungsobersekretär, 

Technischer Regierungsobersekretär, 
Oberwerkmeister 

A 7 

Oberfeldwebel, Oberbootsmann 

A 7 

Regierungshauptsekretär, 

Technischer Regierungshauptsekretär, 
Hauptwerkmeister 

A 8 

Hauptfeldwebel, Hauptbootsmann 

A 8 

c) Gehobener Dienst 

Regierungsinspektoranwärter 


Grenadier, Flieger, Matrose 

A 1 

Regierungsinspektoranwärter nach 
sechsmonatiger Verwaltungstätigkeit 

— 

Obergefreiter 

A 3 

Regierungsinspektoranwärter nach 
zehnmonatiger Verwaltungstätigkeit 

— 

Fahnenjunker, Seekadett 

A 5 

Regierungsinspektoranwärter nach 
zwanzigmonatiger Verwaltungstätigkeit 

— 

Fähnrich, Fähnrich zur See 

A 6 

Regierungsinspektor z. A. 

Technischer Regierungsinspektor z. A., 
Regierungsinspektor, 

Technischer Regierungsinspektor, 
Regierungsbauinspektor 

A 9 

Leutnant, Leutnant zur See 

A 9 
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Amtsbezeichnung der Beamten Bes. Gr. 


Dienstgrad im Dienstverhältnis 
als Soldat auf Zeit 


Bes.Gr. 


(noch gehobener Dienst) 

Regierungsinspektor, 

Technischer Regierungsbauinspektor, 
Regierungsbauinspektor nach dreijäh- 
riger Tätigkeit in der Bes.Gr. A 9 oder 
als Angestellter mit mindestens der 
Verg.Gr. V b BAT A 9 


Regierungsoberinspektor, 

Technischer Regierungsoberinspektor, 
Regierungsoberbauinspektor A 10 

Regierungsamtmann, 

Technischer Regierungsamtmann, 
Regierungsbauamtmann A 11 

Regierungsoberamtmann, Amtsrat, 

Technischer Regierungsoberamtmann, 
Regierungsoberbauamtmann A 12 


d) Höherer Dienst 

Regierungsbaureferendar — 

Regierungsassesor, 

Regierungsbauassessor A 13 

Regierungsassessor, 

Regierungsbauassessor nach zweijähri- 
ger Tätigkeit seit Ablegung des Assessor- 
examens oder seit Erwerb der Befähi- 
gung als Beamter einer besonderen 


Fachrichtung des höheren Dienstes A 13 

Regierungsrat, Regierungsbaurat A 13 

Oberregierungsrat, 

Oberregierungsbaurat A 14 

Regierungsdirektor, 

Regierungsbaudirektor A 15 

Leitender Regierungsdirektor, 

Ministerialrat, 

Leitender Regierungsbaudirektor A 16 

Direktor beim BWB B 3 


Ministerialdirigent, Vizepräsident BWB, 
Direktor der Schule für Innere Führung B 5 

Präsident des BWEA, 

Präsident einer WBV B 6 

Ministerialdirektor, Präsident des BWB B 8 


Oberleutnant, Oberleutnant zur See 

A 9 
mit 
Zulage 

Hauptmann, Kapitänleutnant 

A 11 

Hauptmann, Kapitänleutnant 

A 11 

Major, Korvettenkapitän 

A 13 


Hauptmann, Kapitänleutnant 

A 11 

Hauptmann, Kapitänleutnant 




Major, Korvettenkapitän 

A 13 

Major, Korvettenkapitän 

A 13 

Oberstleutnant, Fregattenkapitän 

A 14 

Oberst, Kapitän zur See 

A 16 

Oberst, Kapitän zur See 

A 16 

Brigadegeneral, Flottillenadmiral 

B 5 

Brigadegeneral, Flottillenadmiral 

B 5 

Generalmajor, Konteradmiral 

B 6 

Generalleutnant, Vizeadmiral 

B 8 
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Begründung 


L Allgemeines 

1 . Die Erfahrungen aus den N ATO-Übungen FLASH 
BACK und FALLEX 62 haben gezeigt, daß im 
Frieden die Wahrnehmung der technischen und 
nichttechniischen Verwaltungs- und Versorgungs- 
aufgaben der Bundeswehr durch Beamte möglich 
ist, daß diese Aufgaben aber im Verteidigungs- 
fall von den Beamten im Soldatenstatus fortge- 
führt werden müssen. Der Beamte der Bundes- 
wehr muß im Interesse der Einsatzbereitschaft 
im Verteidigungsfall als Soldat in die militäri- 
sche Kommandogewalt eingefügt werden. Die 
Führung der Truppe verlangt den militärischen 
Gehorsam aller, die in den Streitkräften einge- 
setzt oder verwendet werden. Es ist aber auch 
erforderlich, daß sich der Beamte der Bundes- 
wehr im Verteidigungsfalle mit Befehlsgewalt 
gegenüber Soldaten durchsetzten kann. Er muß 
den weitergehenden Verpflichtungen der Solda- 
ten zur zeitlich uneingeschränkten Dienstleistung 
unterliegen, deren Nichterfüllung unter den 
Strafandrohungen des Militärstrafrechts steht. 
Zur jederzeitigen Einsatzbereitschaft der Truppe 
gehört auch die Folgepflicht aller ihr eingeglie- 
derten Kräfte. Die Uniformierung ist notwendig 
als äußeres Zeichen der Zugehörigkeit zur 
Truppe und des Unterstellungsverhältnisses. Sie 
gestattet dem Träger, sich in Feldverhältnissen 
ungehindert zu bewegen und ist im Verteidi- 
gungsfall der international anerkannte Ausweis 
der Zugehörigkeit zu den bewaffneten Streit- 
kräften. 

Der vorgelegte Gesetzentwurf erfüllt diese For- 
derungen. Er stellt sicher, daß der Beamte der 
Bundeswehr durch einen schon im Frieden vor- 
bereiteten Verwendungsbescheid den Status 
eines Soldaten auf Zeit erhält, wenn die Bundes- 
regierung feststellt, daß dies zu einer nach den 
Umständen gebotenen Herstellung der Einsatz- 
fähigkeit oder zur Sicherung der Operationsfrei- 
heit der Streitkräfte notwendig ist. Der Beamte 
scheidet mit der Verwendung als Soldat auf Zeit 
aus seinem Amte aus. Die Rechte und Pflichten 
aus dem Beamtenverhältnis ruhen. Mit dem 
Ende des Dienstverhältnisses als Soldat auf Zeit 
ist dem Beamten ein Amt zu übertragen, das sei- 
ner Rechtsstellung im Beamtenverhältnis ent- 
spricht. 

2. Das Gesetz betrifft eine Angelegenheit der Ver- 
teidigung und regelt Rechtsverhältnisse von 
Bundesbeamten. Deshalb ist nach Artikel 73 
Nr. 1 und 8 Grundgesetz der Bund ausschließlich 
zuständig. 

IL Das Gesetz im einzelnen 

§ 1 Abs. 1 schafft die Rechtsgrundlage, den Beamten 

der Bundeswehr, der aus Gründen der Einsatzbereit- 


schaft der Streitkräfte seine friedensmäßigen Auf- 
gaben im Verteidigungsfall als Soldat fortführen 
muß, im Rahmen seiner Beamtenlaufbahn als Soldat 
für die Wahrnehmung der Aufgaben des technischen 
und nichttechnischen Verwaltungs- und Versor- 
gungsdienstes der Bundeswehr zu verwenden. Die 
Durchführung dieser Maßnahme ist erst zulässig, 
wenn die Bundesregierung feststellt, daß sie zu einer 
nach den Umständen gebotenen Herstellung der 
Einsatzfähigkeit oder zur Sicherung der Operations- 
freiheit der Streitkräfte nötig ist. In diesem Zeit- 
punkt muß der Beamte der Bundeswehr, ohne daß 
es dazu seines Einverständnisses bedarf, wegen der 
Eigenart seiner den Streitkräften zugeordneten Auf- 
gaben den zusätzlichen Soldatenstatus annehmen. 
Durch Zustellung eines Verwendungsbescheides er- 
hält der Beamte der Bundeswehr kraft Gesetzes zu- 
sätzlich den Status eines Soldaten auf Zeit mit dem 
aus der Anlage ersichtlichen Dienstgrad. 

§ 1 Abs, 1 Satz 2 gibt dem Beamten die Rechtsstel- 
lung eines Soldaten auf Zeit, weil die Verwendung 
auf den Verteidigungsfall abgestellt ist und der Be- 
amte danach wieder im ausschließlichen Beamten- 
status weiterverwendet wird. Da keine eigene mili- 
tärische Laufbahn zu der Verwendung im Verwal- 
tungs- und Versorgungsdienst der Bundeswehr 
führt, sondern erfahrene Verwaltungsbeamte ihre 
friedensmäßigen Aufgaben bei den Streitkräften 
fortführen, mußten in der Anlage Verwendungs- 
dienstgrade nach dem Amte des Beamten festgelegt 
werden. Bei den Sanitäts- und Veterinär-Offizieren 
und den Stabsingenieuren besteht hierzu insoweit 
eine Parallele, als auch sie sofort wegen ihrer Fach- 
kenntnisse einen höheren Dienstgrad erhalten. 

§ 1 Abs. 1 Satz 3 läßt, der allgemeinen Übung in der 
Bundeswehr folgend, zu, daß der Beamte, der als 
Soldat der Reserve einen höheren als den sich aus 
der Anlage ergebenden Dienstgrad erdient hat, mit 
dem höheren Dienstgrad verwendet wird. 

§ 1 Abs. 2 Satz 1 stellt klar, daß der Beamte der 
Bundeswehr während seiner Verwendung als Sol- 
dat im Verwaltungs- und Versorgungsdienst der 
Bundeswehr in seinem Beamtenverhältnis befördert 
werden kann. In dem zusätzlichen Soldatenverhält- 
nis ist die Folgerung aus dieser Beförderung durch 
Verleihung des höheren, sich aus der Anlage erge- 
benden Dienstgrades zu ziehen. Dies gilt auch in 
den Fällen, in denen der in der Anlage festgelegte 
Zeitablauf die Verleihung eines höheren Dienst- 
grades bedingt. 

Die Tatsache, daß der Beamte im Rahmen seiner 
Beamtenlaufbahn als Soldat im Verwaltungs- und 
Versorgungsdienst der Bundeswehr mit einem 
Dienstgrad, der sich nach seinem Amte richtet, ver- 
wendet wird, schließt eine von der Beamtenlaufbahn 
unabhängige Beförderung als Soldat aus. 
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§ 2 Abs, 1 schließt als Sondervorschrift die Anwen- 
dung des § 125 Abs. 1 Beamtenreditsrahmengesetz 
aus. Das Beamtenverhältnis bleibt auch nadi der 
Verwendung des Beamten als Soldat im Verwal- 
tungs- und Versorgungsdienst der Bundeswehr be- 
stehen. Der Beamte scheidet aber mit dem Zugang 
des Verwendungsbescheides aus seinem bisher be- 
kleideten Amt aus. 

§ 2 Abs. 2 bestimmt, daß die in dem Beamtenver- 
hältnis begründeten Rechte und Pflichten für die 
Dauer der Verwendung als Soldat im Verwaltungs- 
und Versorgungsdienst der Bundeswehr ruhen mit 
Ausnahme der Pflicht zur Amtsverschwiegenheit 
und des Verbots der Annahme von Belohnungen 
und Geschenken. Die Pflicht zur Amtsverschwiegen- 
heit hat der Beamte während des Bestehens und 
auch nach Beendigung des Beamtenverhältnisses 
nach § 61 Bundesbeamtengesetz. Sie würde entfal- 
len, wenn sämtliche Pflichten aus dem Beamtenver- 
hältnis für die Dauer seiner Verwendung als Soldat 
im Verwaltungs- und Versorgungsdienst der Bun- 
deswehr ruhen; denn in diesem Falle liegt keine 
Beendigung des Beamtenverhältnisses vor, sondern 
nur ein Ausscheiden aus dem innegehabten Amt. Es 
muß aber sichergestellt werden, daß die Amtsver- 
schwiegenheit über die dem Beamten bei seiner 
amtlichen Tätigkeit bekanntgewordenen Angelegen- 
heiten auch nach dem Entstehen des Dienstverhält- 
nisses als Soldat im Verwaltungs- und Versor- 
gungsdienst der Bundeswehr fortbesteht. Das 
gleiche gilt für das Verbot der Annahme von Be- 
lohnungen und Geschenken. Es muß sichergestellt 
werden, daß der Beamte auch nach dem Entstehen 
des Dienstverhältnisses als Soldat im Verwaltungs- 
und Versorgungsdienst der Bundeswehr Belohnun- 
gen und Geschenke, die ihm in bezug auf sein bis 
zum Entstehen des Wehrdienstverhältnisses beklei- 
detes Amt gemacht werden, nur mit Zustimmung 
des Bundesministers der Verteidigung annehmen 
darf. Die Fassung des § 2 Abs. 2 trägt diesen Not- 
wendigkeiten Rechnung. 

§ 2 Abs. 3 legt fest, daß der Unfallverletzte Beamte 
der Bundeswehr durch seine Verwendung als Soldat 
im Verwaltungs- und Versorgungsdienst der Bun- 
deswehr seinen Anspruch auf Unfallfürsorge wegen 
eines im Beamtenverhältnis erlittenen Dienstunfalls 
behält. Da aber der Soldat im Verwaltungs- und 
Versorgungsdienst der Bundeswehr freie Heilfür- 
sorge hat, mußte an die Stelle des Anspruchs auf 
Heilverfahren nach § 134 Abs. 2 Nr. 2 Bundesbeam- 
tengesetz der Anspruch auf freie Heilfürsorge nach 
§ 30 Soldatengesetz in Verbindung mit § 36 Abs. 2 
Bundesbesoldungsgesetz treten. 

§ 3 Abs. 1 stellt klar, daß der Beamte als Soldat im 
Verwaltungs- und Versorgungsdienst der Bundes- 
wehr grundsätzlich alle Pflichten und Rechte nach 
dem Soldatengesetz hat, daß sich aber wegen seiner 
weiterbestehenden Eigenschaft als Beamter die im 
Gesetz selbst angeführten Ausnahmen von diesem 
Grundsatz ergeben. Abgesehen von diesen Ausnah- 
men, die sich nur auf die Tätigkeit im Verwaltungs- 
und Versorgungsdienst der Bundeswehr beziehen, 
unterscheidet sich der Soldat im Verwaltungs- und 


Versorgungsdienst der Bundeswehr nicht von den 
übrigen Soldaten auf Zeit. 

§ 3 Abs. 2 zieht die besoldungsrechtlichen Folgerun- 
gen aus dem Soldatenstatus. 

§ 3 Abs. 2 Satz 2 ermöglicht die notwendige Berech- 
nung des Besoldungsdienstalters des Beamten, der 
für die Dauer seiner Verwendung im Verwaltungs- 
und Versorgungsdienst der Bundeswehr im Dienst- 
verhältnis eines Soldaten auf Zeit steht, nach den 
für Beamte geltenden Vorschriften. 

§ 3 Abs. 3 bestimmt, daß der Regierungsassessor, 
der nach der Anlage als Hauptmann verwendet 
wird, zur Vermeidung finanzieller Nachteile für die 
Dauer seiner Verwendung im Verwaltungs- und 
Versorgungsdienst der Bundeswehr nicht die Besol- 
dung eines Hauptmanns (BesGr A 11), sondern die 
Besoldung des Regierungsassessor (BesGr A 13) er- 
hält. Dadurch wird eine Störung der Einheitlichkeit 
der Soldatenbesoldung bei gleichem Dienstgrad ver- 
mieden. 

§ 4 Abs. 1 bestimmt in Anlehnung an § 56 Abs. 1 
Bundesbeamtengesetz, daß der Soldat im Verwal- 
tungs- und Versorgungsdienst der Bundeswehr für 
fachdienstliche Anordnungen in Verwaltungs- und 
Versorgungsangelegenheiten die persönliche Ver- 
antwortung trägt. 

§ 4 Abs. 2 bringt zum Ausdruck, daß im Interesse 
einer klaren Abgrenzung der strafrechtlichen Ver- 
antwortlichkeit bei Befehlsverweigerung im Sinne 
des § 11 Soldatengesetz die Vorgesetzten in fach- 
dienstlichen Angelegenheiten nur Anordnungen 
und nicht Befehle erteilen können. 

§ 4 Abs. 3 regelt in Anlehnung an § 56 Abs. 2 Bun- 
desbeamtengesetz und § 38 Abs. 2 Beamtenrechts- 
rahmengesetz für den Soldaten im Verwaltungs- 
und Versorgungsdienst der Bundeswehr die Ver- 
pflichtung, Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit 
dienstlicher Anordnungen auf dem Gebiete der Ver- 
waltung geltend zu machen. 

§ 5 Abs. 1 stellt klar, daß der Soldat im Verwal- 
tungs- und Versorgungsdienst der Bundeswehr den 
für Soldaten auf Zeit geltenden Vorschriften der 
Wehrdisziplinarordnung unterliegt. 

§ 5 Abs. 2 ermöglidit die disziplinargerichtliche Ver- 
folgung von Dienstvergehen, die ein Soldat im Ver- 
waltungs- und Versorgungsdienst der Bundeswehr 
begangen hat, nach der Beendigung des Dienstver- 
hältnisses als Soldat auf Zeit nach den Vorschriften 
der Bundesdisziplinarordnung, unabhängig davon, 
ob diese Dienstvergehen schon Gegenstand eines 
Verfahrens nach der Wehrdisziplinarordnung wa- 
ren. 

Dies ist notwendig, weil Dienstvergehen, die der 
Beamte als Soldat auf Zeit begangen hat, nicht 
ohne Wirkung auf das dem Wehrdienstverhältnis 
zugrunde liegende Beamtenverhältnis bleiben dür- 
fen. Dabei sind bereits nach der Wehrdisziplinar- 
ordnung vollstreckte Dienststrafen in dem Verfah- 
ren nach der Bundesdisziplinarordnung zu berück- 
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sichtigen, soweit dies mit dem Sinn und Zweck der 
Maßnahmen nach der Bundesdisziplinarordnung 
vereinbar ist. 

§ 5 Abs. 3 sichert die einheitliche Behandlung der in 
Absatz 1 genannten Diesntvergehen durch den Bun- 
desminister der Verteidigung als Einleitungsbe- 
hörde, 

§ 6 regelt erschöpfend die Beendigungsgründe des 
Dienstverhältnisses als Soldat auf Zeit. 

§ 7 Abs. 1 regelt die Versorgung für den Soldaten 
im Verwaltungs- und Versorgungsdienst der Bun- 
deswehr grundsätzlich in dem Sinne, daß das Bun- 
desbeamtengestz anzuwenden ist. Dabei war not- 
wendig, den Dienst eines Soldaten auf Zeit dem 
Beamtendienst ausdrücklich gleichzustellen, weil es 
sich nicht von selbst versteht, daß der Dienst eines 
Soldaten auf Zeit im Rahmen der §§ 134 ff. Bundes- 
beamtengesetz berücksichtigt werden kann. Ebenso 
muß klargestellt werden, daß Dienstbezüge des Sol- 
daten im Verwaltungs- und Versorgungsdienst der 
Bundeswehr als Dienstbezüge des Amtes im Sinne 
des § 109 Bundesbeamtengesetz gelten. Nummer 3 
war notwendig, um Doppelleistungen zu vermei- 
den, weil der Beamte, so lange er sich im Dienst- 
verhältnis eines Soldaten auf Zeit befindet, bei 
einem Dienstunfall sowohl Anspruch auf Heilver- 
fahren nach § 134 Abs. 2 Nr. 2 Bundesbeamten- 
gesetz als auch Anspruch auf freie Heilfürsorge 
nach § 30 Soldatengesetz, § 36 Abs. 2 Bundesbesol- 
dungsgesetz hätte. § 119 Bundesbeamtengesetz 

mußte ausgeschlossen werden, da diese Vorausset- 
zungen bei der Beendigung des Dienstverhältnisses 
als Soldat auf Zeit nicht vorliegen. Nummer 5 re- 
gelt die Zahlung der Versorgungsbezüge bei Ein- 
tritt des Versorgungsfalles während der Verwen- 
dung als Soldat im Verwaltungs- und Versorgungs- 
dienst der Bundeswehr. Die Regelung beruht auf 
der Fiktion, daß dem Soldaten im Verwaltungs- und 
Versorgungsdienst der Bundeswehr in diesem Zeit- 
punkt ein seinem früheren Amt entsprechendes 
Amt wieder übertragen gewesen wäre. 

§ 7 Abs. 2 läßt neben der Versorgung nach dem 
Bundesbeamtengesetz die in § 63 Soldatenversor- 
gungsgesetz geregelte einmalige Flugunfallentschä- 
digung zu, da auch der Soldat im Verwaltungs- und 
Versorgungsdiesnt der Bundeswehr zum besonders 
gefährdeten fliegenden Personal oder zum sprin- 
genden Personal der Luftlandetruppen gehören 
kann, eine gleiche Bestimmung dem Bundesbeam- 
tengesetz aber fremd ist. 

§ 8 regelt die Weiterverwendung als Beamter der 
Bundeswehr nach Beendigung der Verwendung als 
Soldat im Verwaltungs- und Versorgungsdienst der 
Bundeswehr. Eine Besitzstandwahrung für die wäh- 
rend des Verteidigungsfalles als Soldat im Ver- 
waltungs- und Versorgungsdienst der Bundeswehr 
erhaltenen höheren Dienstbezüge ist nicht angän- 
gig, weil die Gründe, die im Frieden eine Besitz- 
standwahrung rechtfertigen, nicht gegeben sind. 

§ 9 Abs. 1 schafft die Rechtsgrundlage, den Beamten 
der Bundeswehr im Frieden bei Übungen der Streit- 


kräfte als Soldat im, Verwaltungs- und Versorgungs- 
dienst der Bundeswehr mit der Rechtsstellung eines 
Soldaten auf Zeit zu verwenden. Dies ist notwendig, 
weil er im Verteidigungsfall seine friedensmäßigen 
Aufgaben als Soldat fortführen muß und die Übun- 
gen im Frieden unter kriegsmäßigen Bedingungen 
durchgeführt werden müssen. 

Durch Zugang eines Verwendungsbescheides erhält 
der Beamte der Bundeswehr kraft Gesetzes den zu- 
sätzlichen Status eines Soldaten auf Zeit mit dem 
aus der Anlage ersichtlichen gesetzlich festgelegten 
Dienstgrad. 

§ 9 Abs. 1 Satz 3 entspricht dem § 1 Abs. 1 Satz 3. 

§ 9 Abs. 2 Satz 1 beschränkt die Anwendung der 
Wehrdisziplinarordnung auf die während der 
Übung begangenen Dienstvergehen, soweit sie 
nicht im disziplinargerichtlichen Verfahren verfolgt 
werden. Die militärische Disziplin verlangt, daß gegen 
den Soldaten im Verwaltungs- und Versorgungsdienst 
der Bundeswehr alle einfachen Disziplinarstrafen 
nach § 10 Wehrdisziplinarordnung verhängt werden 
können. Die Einleitung eines disziplinargerichtlichen 
Verfahrens mit dem Ziel der Verhängung einer 
militärischen Laufbahnstrafe nach der Wehrdiszi- 
plinarordnung ist aber ausgeschlossen, weil bei der 
Kürze der Übungen die Durchführung eines diszi- 
plinargerichtlichen Verfahrens nach der Wehrdiszi- 
plinarordnung unzweckmäßig ist. 

§ 9 Abs. 2 Satz 2 ermöglicht die disziplinarrechtliche 
Verfolgung von Dienstvergehen, die ein Soldat im 
Verwaltungs- und Versorgungsdienst der Bundes- 
wehr während einer Übung begangen hat, nach den 
Vorschriften der Bundesdisziplinarordnung, unab- 
hängig davon, ob diese Dienstvergehen schon Ge- 
genstand eines Verfahrens nach der Wehrdiszipli- 
narordnung waren. Dieses ist notwendig, weil 
Dienstvergehen, die der Beamte im zusätzlichen 
Status des Soldaten auf Zeit begangen hat, nicht 
ohne Wirkung auf das dem Wehrdienstverhältnis 
zugrunde liegende Beamtenverhältnis bleiben dür- 
fen. Dabei sind bereits nach der Wehrdisziplinar- 
ordnung vollstreckte Disziplinarstrafen in dem Ver- 
fahren nach der Bundesdisziplinarordnung so weit 
zu berücksichtigen, wie dies dem Sinn und Zweck 
der Maßnahmen nach der Bundesdisziplinarordnung 
entspricht. 

§ 9 Abs. 3 Satz 1 gibt dem nach Absatz 1 als Soldat 
auf Zeit verwendeten Beamten der Bundeswehr das 
Remonstrationsrecht, das dem nach § 1 als Soldat 
auf Zeit verwendeten Beamten zusteht. Diese Vor- 
schrift sieht ferner die gleichen Voraussetzungen 
für die Beendigung des Dienstverhältnisses und die 
gleiche versorgungsrechtliche Regelung vor, wie 
bei dem nach § 1 als Soldat auf Zeit verwendeten 
Beamten der Bundeswehr. 

§ 9 Abs. 3 Satz 2 bestimmt, daß der Beamte der Bun- 
deswehr, der nach Absatz 1 während einer Übung 
im Status eines Soldaten auf Zeit verwendet wird, 
die Dienstbezüge (§ 2 Bundesbesoldungsgesetz) aus 
seinem Beamtenverhältnis weiter erhält. Alle an- 
deren Bezüge, die dem Soldaten auf Zeit zustehen 
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(z. B. Fliegerzulage, Fallschirmspringerzulage) erhält 
auch der nach Absatz 1 verwendete Soldat im Ver- 
waltungs- und Versorgungsdienst der Bundeswehr. 

§10 bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens. 

In der Anlage sind die Dienstgrade übersichtlich 
zusammengestellt, die die Beamten kraft Gesetzes 
für die Dauer des Dienstverhältnisses eines Solda- 
ten auf Zeit erhalten. Die Übersicht geht von dem 
Gedanken des § 26 Bundesbeamtengesetz aus und 
macht sich die Zuordnung bestimmter Tätigkeiten 
von Soldaten und Beamten zu ihren Besoldungs- 
gruppen als einheitliche Bewertungsmaßstäbe zu- 
nutze. 

Da es in den Laufbahnen der Offiziere des Trup- 
pendienstes die Dienstgrade der Besoldungsgrup- 
pen A 10 und A 15 nicht gibt, erhalten die Regie- 
rungsoberinspektoren und Regierungsdirektoren 


den nächsten entsprechenden militärischen Dienst- 
grad (Hauptmann bzw. Oberst). 


III. Voraussichtliche Kosten 

Aus der Durchführung des Gesetzes entstehen im 
Frieden voraussichtlich keine Mehrkosten für Per- 
sonal- und Sachausgaben. Das Gesetz ist in erster 
Linie auf den Verteidigungsfall abgestellt. Die bei 
Übungen der Bundeswehr im Frieden nach § 9 ver- 
wendeten Beamten tragen vorhandene Uniformen, 
die nach Beendigung der Übung zu den Bestän- 
den zurückgegeben werden. Reinigungskosten und 
Wertminderung durch Abnutzung werden durch 
Einsparung der bisher den Beamten bei Teilnahme 
an Übungen zustehenden Bekleidungsentschädigung 
von täglich 2 DM ausgeglichen. 
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